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Verschärfung der GAFI-Bestim-
mungen mit neuen strafrechtlichen
Sanktionen für Verwaltungsräte

Person nach Art. 697j OR wird nicht mehr nur
zivilrechtlich, sondern neu auch strafrecht-
lich sanktioniert: Nach Art. 327 nStGB wird
mit Busse bestraft, wer diese M.eldepflicht
vorsätzlich verletzt.

Keine strafrechtlichen Folgen hat eine
Verletzung der Meldepflicht der Inhaber
aktionäre nach Art. 697i OR. Allerdings zei
tigt sie neu anderweitig drakonische Folgen:
Haben Aktionäre die Meldung im Zeitpunkt
der automatischen Umwandlung der Aktien
noch nicht gemacht, können sie sie nicht
mehr ohne Weiteres nachholen. Vielmehr
müssen sie ihre Eintragung in das Aktien-
buch beim Gericht beantragen, was aber die
vorgängige Zustimmung der Gesellschaft
erfordert. Aktien, für die auch fünf Jahre
nach Inkrafttreten des Global Forum Geset

zes, also bis i. November 20z4, kein solcher
Antrag gestellt worden ist, werden nichtig
und die betreffenden Aktionäre verlieren
ihre damit verbundenen Rechte. Die nich-
tigen Aktien werden von Gesetzes wegen
durch eigene Aktien der Gesellschaft ersetzt.
Immerhin haben die enteigneten Aktionäre
gegenüber der Gesellschaft einen Entschä-
digungsanspruch, sofern die Aktien ohne ihr
eigenes Verschulden nichtig geworden sind.

Der Verwaltungsrat muss nach wie vor si-
cherstellen. dass keine Gesellschafter unter
Verletzung der Meldepflichten ihre Rechte
ausüben.

Im Weiteren stellt die vorschriftswidrige
Führung des Aktien oder Stammanteilbuchs
sowie des Verzeichnisses über die der Gesell-

schaft gemeldeten wirtschaftlich berechti-
gen Personen einen Organisationsmangel
nach Art. 731b Abs. l OR dar.
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Empfehlungen

\. Aufgrund der vorstehenden Ausführun-
gen empfiehlt sich folgendes Vorgehen:

Jede Aktiengesellschaft und Gmbh sollte
sicherstellen, dass
H sämtliche Verzeichnisse der Gesellschaft

pflichtgemäss geführt sind;

- keine Gesellschafter unter Verletzung der
Meldepflichten ihre Rechte ausübenl

- die einer Meldung zugrunde liegenden
Belege pflichtgemäss aufbewahrt werden;

- auf die Verzeichnisse in der Schweiz zuge-
griffen werden kanne

- noch bestehende Inhaberaktien - sofern

sie keine Beteiligungsrechte an einer Bör-
se kotiert hat (i) als Bucheffekten aus
gestaltet werden oder (ii) in Namenaktien
umgewandelt und ausstehende Inhaber-
aktientitel eingezogen werdend

- allenfalls die Eintragung im Handelsre-
gister gemäss Art. 6zz Abs. 2bis nOR ver-
anlasst wird.

Jeder Gesellschafter sollte sicherstellen,
dass

eine erforderliche Meldung bezüglich in-
haberaktien korrekt erfolgt ist und die
Eintragung im Verzeichnis stimmt;
eine erforderliche Meldung der wirt
schaftlich berechtigten Person korrekt er-
folgt ist und die Tatsachen nach Art. 697j
Abs. 2 und 3 nOR gemeldet worden sind;

H die Angaben zur gemeldeten wirtschaft-
lich berechtigten Person noch stimmen.
Jeder Pfandgläubiger oder Sicherungs-

eigentümer von Inhaberaktien sollte seine
Rechtsstellung genau analysieren und allen -
falls darauf hinwirken, dass die Inhaber- in
Namenaktien umgewandelt werden.

r'

<bchtung

Nach Art. 327a nStGB
wird mit Busse bestraft,
wer vorsätzlich das
Aktienbuch.das
Anteilbuch oder das
Verzeichnis über die
wirtschaftlich berech-
tigen Personen nicht
vorschriftsgemäss führt
oder die damit verbun-
denen gesellschafts-
rechtlichen Pflichten
verletzt.

Am 1. November zot9 tritt das sog. Global
Forum Gesetz in Kraft. Dieses beinhaltet ver-

schiedene Änderungen des OR und des STGB,

die eine signifikante Verschärfung der seit
1. Juli 20i5 geltenden GAFI-Bestimmungen
(Art. 697i-697m sowie Art. 790a OR) bewir-
ken. In der Öffentlichkeit wurde die Gesetzes

novelle bis anhin vor allem unter dem Aspekt
der faktischen Abschaffung der Inhaberaktie
diskutiert. Dass damit aber auch eine Pönali-

sierung des vorschriftswidrigen Führens des
Aktienbuchs bzw. der Nicht-Meldung der an
Aktien wirtschaftlich berechtigten Personen
und ein möglicher irreversibler Verlust der
Rechte an Aktien einhergehen, wurde hin
gegen kaum wahrgenommen.

wenn die Inhaberaktien als Bucheffekten

ausgestaltet und bei einer von der Gesell-
schaft bezeichneten Verwahrungsstelle in
der Schweiz hinterlegt oder im Hauptregis-
ter eingetragen sind. Eine Gesellschaft, die
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen
Bestimmungen Inhaberaktien ausgegeben
hat und eine dieser beiden Bedingungen er-
füllt, muss dies innerhalb von i8 Monaten im
Handelsregister eintragen lassen.

Gesellschaften, die im Zeitpunkt des in-
krafttretens des Global Forum-Gesetzes in-

haberaktien ausstehend haben, ohne dazu

berechtigt zu sein, sind interessanterwei-
se nicht verpflichtet, diese in Namenaktien
umzuwandeln. Vielmehr werden die Inha-
beraktien .L8 M.onate nach Inkrafttreten des

Gesetzes, d.h. am ]. ]Wai 2021, automatisch in
nicht vinkulierte Namenaktien umgewandelt.

Verletzung der Verzeichnisführungs-
pflichten

Eine weitere signifikante Verschärfung
bewirkt das Global Forum-Gesetz im Bereich

der Pflichten des Verwaltungsrats und der
Geschäftsführer, da die nicht pflichtgemäs
se Führung von Verzeichnissen neu eben-
falls strafrechtlich sanktioniert wird. Nach

Art. 327a nStGB wird mit Busse bestraft, wer
vorsätzlich das Aktienbuch, das Anteilbuch
oder das Verzeichnis über die wirtschaftlich

berechtigen Personen nicht vorschriftsge-
mäss führt oder die damit verbundenen ge-
sellschaftsrechtlichen Pflichten verletzt.
Somit wird auch bestraft, wer die einer Mel-
dung zugrunde liegenden Belege nicht rich-
tig aufbewahrt oder den Zugriff auf die Ver-
zeichnisse in der Schweiz nicht sicherstellt.
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Verbotvonlnhaberaktien

Die Inhaberaktien werden faktisch abge-
schafft, denn sie sind nach Art. 622 Abs. lbis
nOR nur noch in zwei Fällen zulässig: Einer-
seits, wenn die Gesellschaft Beteiligungs-
papiere an einer Börse kotiert hat, anderseits,
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